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Inhalt: | Wir haben es uns ſomit verſagt, für eine allgemeine Herabſetzung 
Der Kartenbrief und das Poftcouvert. Von Dr. Karl Hugelmann. des Portos einzutreten; unſer Vorſchlag ging lediglich dahin, die Brief⸗ 


Mittheilungen aus der Praxis: poſtſendungen zu ſpecialiſiren. Die Correſpondenzen ſollten nach ihrer 


Zur Beleuchtung des Momentes der Angehörigkeit zur Familie im Sinne der 
Beſtimmung über die Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. 
Der Sohn, welcher ſchon einen ſelbſtſtändigen Erwerb hat, kann in dieſem 
Sinne nicht mehr als Angehöriger gelten. 


i Beift der Gemeinde Trieſt zur Erhaltung der dortigen k. k. en ; f ; ’ 8 
ade W ie N Bei einem großen Theile des Briefverkehres ſind die Beförderungs⸗ 


Bei Löſung der Frage, ob zur Entſcheidung über eine geltend gemachte For⸗ ſchwierigkeiten nicht größer als bei der Correſpondenzkarte, oder, beſſer 


=: geſondert und bei dieſer Specialiſirung die Beförderungs⸗ 
derung der ordentliche Richter oder die Verwaltungsbehörde zuſtändig ſei, geſagt, ein großer Theil des Briefverkehres läßt ſich in eine Geſtalt 


taxe verſchieden normirt werden nach der Verſchiedenheit des Correſpon⸗ 
denzwerthes für den Abſender und nach der Verſchiedenheit des Koſten⸗ 
preiſes der Beförderung für die Poſtanſtalt. 


eee ee bringen, welche die Beförderungsvortheile der Correſpondenzkarte beſitzt; 
Privatrechtstitel abhängt. für dieſe Gruppe hat eine Ermäßigung des Portos zu erfolgen, dies 
Geſetze und Verordnungen. war unſer Ausgangspunkt. Zu dieſem Zwecke ſollte, ſo lautete unſer 
Perſonalien. weiterer Vorſchlag, lediglich zwei von der Poſtverwaltung ſchon längſt 
Erledigungen. eingeführten Werthzeichen eine erweiterte Verwendungsfreiheit gegeben 
werden, es ſollte nämlich die bisher nur zum Antwortsverkehre gebrauchte 
Doppelcorreſpondenzkarte zum verſchließbaren Medium für den einfachen, 
directen Verkehr gemacht und der Preis des auf die Dimenſtonen der 
Correſpondenzkarte gebrachten Poſtcouverts herabgeſetzt werden. 

Von dieſen Vorſchlägen hat der eine ſeither zum Theile Verwirk⸗ 
lichung geſunden. Durch die Einführung der Kartenbriefe hat die öſter⸗ 
reichiſche Poſtverwaltung einen Schritt gethan, um den Gedanken der 
Correſpondenzkarte weiter durchzuführen, ſie iſt aber ſtehen geblieben, 
bevor ſie auch nur den halben Weg zurückgelegt hatte. Wir ergreifen 
daher nochmals das Wort, um nachzuweiſen, daß die dankenswerthe 
Maßregel noch immer nur eine halbe ſei, und daß die Logik der That⸗ 
ſachen dazu dränge, den Weg bis zum Ende zu verfolgen. 

Der Kartenbrief iſt zweiſellos als ein großer Fortſchritt der 
Correſpondenzſormen zu begrüßen. 

Er bietet, um es kurz zuſammenzufaſſen, faſt alle Vortheile der 
Correſpondenzkarte und vereinigt mit denſelben außerdem die weſent⸗ 
lichſten des Briefes. 

Gleich der Correſpondenzkarte liefert der Kartenbrief Papier, 
Couvert und Marke in einem Stücke und ermöglicht auf dieſe Weiſe 
ſchon die Beſchleunigung der ſchriftlichen Mittheilung. Er zwingt ferner 
durch die Knappheit des Raumes zur Kürze und befreit dadurch bis zu 
gewiſſem Grade von der geſellſchaftlichen Pflicht überflüſſiger Weitwendig⸗ 
keit. Der Kartenbrief iſt ſomit gleich der Correſpondenzkarte in hervor⸗ 
ragender Weiſe ein Mittel zur Oekonomie von Zeit und Kraft. 

Hiezu treten nun noch die Vortheile des Briefes. Zunächſt iſt der 
Schreiberaum der Correſpondenzkarte verdoppelt, die Mittheilung kann 
ſomit ſchon mehr enthalten, als einige Sätze; die Freiheit des Aus⸗ 
druckes iſt zwar noch immer eine geringe, aber doch beiweitem nicht ſo 
eingeengt wie bei der Correſpondenzkarte. Sodann, und dies iſt der 
weſentlichſte Unterſchied, iſt der Kartenbrief verſchloſſen. Die Oeffentlich⸗ 
keit der Mittheilung iſt hinweggefallen, der Kartenbrief erfreut ſich des 
Rechtes des Brieſgeheimniſſes in vollem Maße. 


Der Kartenbrief und das Poſtcouvert. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 


Vor mehr als Jahresfriſt haben wir in den Spalten dieſer Zeit⸗ 
ſchrift das Wort ergriffen, um für eine poſtaliſche Reform einzutreten, 
welche den Gedanken der Correſpondenzkarte in ſeine Conſequenzen ver⸗ 
folgen ſollte. ) 

Wir wieſen damals nach, daß die Correſpondenzkarte trotz ihrer 
vielfachen Verbreitung gegenüber dem rieſigen Umfange des Briefver⸗ 
kehres noch immer eine ſecundäre Rolle ſpiele und daß zwei Eigen⸗ 
thümlichkeiten der Karte, die Knappheit des Raumes und der Mangel 
des Verſchluſſes, die Möglichkeit ausſchließen, dieſes Correſpondenzmittel 
jemals als das normale Medium des ſchriſtlichen Verkehres betrachten 
zu können. Damit war dargethan, daß die bei der Schöpfung der 
Correſpondenzkarte geplante Verkehrserleichterung ſtets nur einem kleinen 
Theile des ſchriſtlichen Verkehrs zu Gute kommen werde, und wir warfen 
daher die Frage auf, ob es nicht möglich wäre, in Verfolgung des 
Gedankens der Correſpondenzkarte die Herabſetzung des Portoſatzes auf 
weitere Kreiſe der Correſpondenz auszudehnen. 

Unſere Antwort lautete dahin, daß die Logik des erſten Verſuches, 
die Portoreduction partiell, nämlich ſür ein beſtimmtes Correſpondenz⸗ 
medium zu gewähren, von ſelbſt zur Ausdehnung der Portoreduction 
auf verwandte Correſpondenzmedien führe. Ueberall, wo analoge Ver⸗ 
hältniſſe wie bei der Correſpondenzkarte obwalten, d. h. überall, wo 
einerſeits der Umfang der Mittheilung und damit die Bedeutung der⸗ 
ſelben für den Abſender geringe find, und wo anderſeits die äußere 
Form der Mittheilung die Beförderungsſchwierigkeiten vermindert, ſollte 
nach unſerem Vorſchlage, dem Principe der Correſpondenzkarte entſprechend, 
eine Ermäßigung des Portoſatzes platzgreifen. 


) Vgl. Nr. 35 und 36 des Jahrganges 1885. 
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Es liegt ſomit in dem Karteubriefe die Correſpondenzform fir | Verfolge, mit Rückſicht auf das Poſtcouvert, noch umſtändlich ſprechen. 


eine ganz ſpecifiſche Art des Verkehrsbedürfniſſes vor, wir haben in 
ihm, um unſere eigenen Worte zu wiederholen, „das gerade adäquate 
Medium für alle jene Mittheilungen, welche man aus inneren oder 
äußeren Gründen in den Rahmen der einfachen, offenen Karte nicht 
preſſen kann, und welche man aus ähnlichen Gründen in die Form des 
Briefes nicht faſſen will.“ 

Wir begrüßen demnach die Einführung der Kartenbriefe mit 
Freuden und wir haben auch gegen die techniſche Ausſtattung derſelben 
keine weſentliche Einwendung zu erheben. Allein, wogegen wir uns 
kehren, iſt die fiscaliſche Engherzigkeit bei der Tarifirung des Karten⸗ 
briefportos, was wir verlangen, iſt die analoge Anwendung des Prin⸗ 
cips der Correſpondenzkarte auf den Kartenbrief auch rückſichtlich des 
Portoſatzes. 

Durch die Verordnung vom 10. Mai 1886 ſind zwei Arten von 
Karteubriefen geſchaffen, ſolche zu 3 kr. für den Local- und ſolche zu 
5 kr. für den Weitverkehr; es gilt ſomit das Briefporto unterſchiedslos 
auch für den. Kartenbrief und die Verwohlfeilung der neuen Correſpon⸗ 
denzform beſteht nur in der Lieferung des Papiers, nicht aber zugleich, 
wie bei der Correſpondenzkarte, in der Ermäßigung des Portoſatzes. 
Dieſe Gleichſtellung mit dem Briefe einerſeits, dieſer Widerſpruch mit 
der Correſpondenzkarte andererſeits läßt ſich aber innerlich nicht recht⸗ 
fertigen, ſie beruhen auf einem Verkennen der die Abſtufung der Porto⸗ 
ſätze motivirenden Momente und heben die techniſch geſchaffene Verkehrs⸗ 
erleichterung ſinanziell wieder auf. Unſere Sache ſoll es nun ſein, dies 
des Näheren nachzuweiſen. 

Der erſte Geſichtspunkt bei der Gliederung der Portoſätze war 
von jeher der Umfang der Mittheilung. Mit dem Umfange der ſchrift⸗ 
lichen Mittheilung wächſt die Beförderungslaſt für die Poſt und mit 
der Ausdehnung des Schreibens iſt die Bedeutung desſelben für den 
Abſender gegeben; dies ſteht als Durchſchnittsregel feſt. Mit dem Um⸗ 
fange der Mittheilung hat daher das Porto zu ſteigen, dies war von 
jeher in den verſchiedenſten Formen und Abſtufungen Grundſatz der 
poſtaliſchen Tarifirung und iſt es abgeſchwächt auch bis zur Gegenwart 
geblieben. Dieſer Geſichtspunkt war mitbeſtimmend, als man das Porto 
der Correſpondenzkarte weit unter jenes des einfachen Brieſes herabſetzte, 
und dieſer Geſichtspunkt ſchließt in conſequenter Anwendung die Möglich⸗ 
keit von vorneherein aus, das Porto des Kartenbriefes jenem des Briefes 
gleichzuſtellen. 

Wenn man erwägt, daß der einfache Brief ſich bis zu einem 
Gewichte von 20 Gramm erheben darf, dann iſt es wohl ohne Weiteres 
klar, welch' großer Unterſchied zwiſchen dem Kartenbriefe und dem ein⸗ 
fachen Briefe obwaltet, und wenn man das Princip billigt, daß die 
Gradation des Portos mit der Extenfion des Correſpondenzſtückes gleichen 
Schritt halten ſoll, dann iſt die Gleichſtellung von Kartenbrief und 
Couvertbrief als eine innerliche ungerechte Portobeſtimmung erwieſen. 

Allein auch die finanzpolitiſchen Erwägungen, mit denen man 
dieſe Gleichſtellung ſtützen will, ſprechen bei näherer Prüfung gegen dieſe 
innerlich Haltiofe Maßregel. 

Die Aufgabe der richtigen Tarifirung muß es ſein, durch den 
ermäßigten Portoſatz des Kartenbriefes Mittheilungen hervorzurufen, 
welche bisher unterblieben, weil ſie bei ihrer relativen Geringfügigkeit 
den Satz des Briefportos nicht vertrugen. Nur auf dieſe Weiſe kann 
der Correſpondenz ein neues Terrain erobert werden und in dieſem 
Falle bedeutet der Kartenbrief keineswegs einen Verluſt, ſondern viel⸗ 
mehr einen finanziellen Gewinn des Poſtgefälles. 

Steht das Porto des Kartenbriefes aber jenem des einfachen 
Briefes gleich, dann kann der Kartenbrief keine neuen Mittheilungen 
wecken, ſondern muß dem einfachen Briefe den Boden ſtreitig machen. 
Gerade bei dem Feſthalten des hohen Portoſatzes iſt ſomit der Verluſt 
für das Poſtgefälle unausweichlich, denn dann iſt jeder Kartenbrief nichts 
als der Stellvertreter eines Brieſes, der ſonſt auch geſchrieben worden 
wäre, und erheiſcht nur das Geſchenk des Papieres ſeitens der Poſt. 

Zu allen dieſen Erwägungen kommt nun noch der zweite, durch⸗ 
ſchlagende Geſichtspunkt. Der Kartenbrief gewährt der Poſtverwaltung 
dieſelben Beförderungserleichterungen wie die Correſpondenzkarte, mit der 
er in der äußeren Geſtalt faſt völlig übereinſtimmt. Er iſt wohl etwas 
ſchwerer als die Correſpondenzkarte, allein dies iſt ein die Beförderung 
eher erleichternder als hemmender Umſtand. Er iſt mit der Correſpon⸗ 
denzkarte endlich identiſch hinſichtlich des Frankaturzwanges und der Art 
der Anbringung der Frankatur. Ueber alle dieſe Dinge wollen wir im 


Es genügt uns hier, darauf hinzuweiſen, daß der Kartenbrief, was die 
Leichtigkeit der Beförderung betrifft, mit der Correſpondenzkarte identiſch 
iſt, und daß dieſer Umſtaud zwingend die Herabſetzung des Portos des 
Kartenbriefes erheiſcht. 

Es kommt ſomit für uns nur noch das Maß dieſer Porto⸗ 
reduction in Frage und dieſem Punkte wollen wir uns nun zuwenden. 

Der Kartenbrief hält in feinem Umfange die Mitte zwiſchen dem 
Briefe und der Correſpondenzkarte, und zwar liegt er der letzteren näher 
als dem erſteren, das Porto des Kartenbriefes hat ſich ſomit in Con⸗ 
ſequenz dieſes Geſichtspunktes auch in der Mitte zwiſchen deu beiden 
Portoſätzen zu bewegen, und zwar, ſoweit als möglich, in Annäherung 
an jenen der Correfpondenzfarte und nicht an jenen des Briefes. Hiemit 
iſt der naturgemäße Satz des Kartenbriefportos von ſelbſt gegeben. 
Zwiſchen der Taxe der Correſpondenzkarte und jener des einfachen Briefes 
liegen, wenn man nicht mit Bruchtheilen rechnen will, nur zwei mögliche 
Portoſätze in der Mitte, nämlich der Satz von 3 und 4 Kreuzern; der 
dem Porto der Correſpondenzkarte näher liegende Satz von 3 Krenzern 
iſt ſomit das naturgemäße, einzig richtige Porto des Kartenbriefes. Es 
handelt ſich alſo um nichts Anderes, als an die Stelle der zwei Arten 
von Kartenbriefen eine einzige zu ſetzen, den Kartenbrief zu 5 Kreuzern 
zu beſeitigen und dem ſchon beſtehenden zu 3 Kreuzern ein erweitertes 
Verwendungsgebiet zu geben. 

Wie es bei jeder ſtreug logiſchen Entwicklung der Fall iſt, ſo 
hätten wir auf dieſe Weiſe mit dem Schritt in einer Richtung zugleich 
nach einer zweiten das Grundprincip zur Verwirklichung gebracht. Die 
Herabſetzung des Portos hätte auf dieſe Weiſe zugleich zu einer Ver⸗ 
einfachung der Portogliederung geführt, der Unterſchied zwiſchen dem 
Local⸗ und Weitverkehr wäre für den Kartenbrief wie für die Corre⸗ 
ſpondenzkarte vernichtet, das Einheitsporto im ſtrengſten Sinne des Wortes 
für den Kartenbrief ſowie für die Correſpondenzkarte zur Wahrheit gemacht. 

Allein auch hiebei können wir nicht ſtehen bleiben, denn auch hie⸗ 
mit wäre der urſprüngliche Gedanke der Correſpondenzkarte noch nicht in 
alle Conſequenzen verfolgt. Wir müſſen von der Poſtverwaltung einen 
noch viel mächtigeren Schritt nach vorwärts verlangen, wir müſſen darauf 
beſtehen, daß ſie nicht nur die Correſpondenzkarten und Kartenbriefe 
einerſeits von den couvertirten Briefen andererſeits in der Tarifirung 
trenne, ſondern daß ſie die Sonderung auch innerhalb der couvertirten 
Briefe weiter führe. 

Die Poſtverwaltung unterſcheidet die Briefe jetzt lediglich nach der 
Frankatur und dem Gewichte. Hierin liegt aber eine Verkennung der 
weſentlichſten Verſchiedenheiten. Indem die Poſt alle Briefe bis zu 
20 Gramm Gewicht unterſchiedslos als einfache behandelt, wirft ſie 
Briefe, die ſich leichter als Karten befördern laſſen, und ſolche, die nicht 
nur vermöge des Gewichtes, ſondern mehr noch vermöge des Formates 
und vermöge der Art der Frankatur ſowie des Verſchluſſes die größten 
Beförderungsſchwierigkeiten verurſachen, unterſchiedslos zuſammen. 

Die Aufgabe der richtigen Tarifirung beſteht aber auch hier 
darin, unter den Briefen eine Sonderung nach den oben aufgeſtellten 
zwei Geſichtspunkten vorzunehmen. Jene Briefe müſſen im Portoſatze 
günſtiger behandelt werden, welche einerſeits vermöge ihres geringen Um⸗ 
fanges für den Abſender einen geringeren Werth beſitzen und andererſeits 
durch ihre äußere Form der Poſt eine geringere Beförderungsſchwierigkeit 
verurſachen. Die Unterſcheidung des frankirten und unfrankirten Briefes 
berührt ſich mit dieſer Sonderung, ſie geht aber von einem anderen 
Grunde aus und läßt deshalb die Maſſe der Briefe doch ungegliedert 
beiſammen. Die Taxirung nach dem Gewichte geht wohl auf den Kern 
der Sache ein, fie nimmt die Gliederung der Briefe aber nicht an dem 
praktiſch wichtigſten Punkte vor. Die natürlichen Gruppen der Briefe 
bilden ſich weniger nach dem Gewichte der Briefe als nach anderen 
Eigenſchaften der äußeren Geſtalt. Nicht die gewichtigen Briefe ſind es, 
welche die größten Beförderungsſchwierigkeiten verurſachen, ſondern jene, 
welche in ihrer äußeren Form von der üblichen Art abweichen. Es 
kommt alſo weniger darauf an, das Gewicht der Briefe herabzudrücken, 
als die Briefſchreiber dazu zu beſtimmen, ſich in allen Aeußerlichkeiten 
den die Manipulation erleichternden, von der Poſt gewünſchten Modali⸗ 
täten anzubequemen. Die Uniformität der Poſtſendungen iſt es, 
worauf die Poſtverwaltung hinarbeiten muß, und der Weg dazu iſt die 
Begünſtigung der uniformen Sendungen im Porto. Iſt das gleich⸗ 
artige Format zugleich ein kleines, ſo kommt zugleich der zweite Geſichts⸗ 
punkt zur Geltung, daß es ſich hier um Briefſchaften von relativ gerin⸗ 


gem Werthe für den Abſender handelt. Die Poſt kann dann die Porto⸗ 
ermäßigung gewähren, weil wegen der Uniformität der Stücke der 
Koſtenpreis der Beförderung ein niedriger iſt, und ſie ſoll es außer 
allen anderen Gründen deshalb thuen, weil dieſe geringwerthigen Cor⸗ 
reſpondenzen bei dem gewöhnlichen Portoſatze höchſt ſelten, bei dem 
niederen Portoſatze aber in Maſſe erfolgen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Zur Beleuchtung des Momentes der Angehörigkeit zur Familie 
im Sinne der Beſtimmung über die Ausweiſung aus dem 
Gemeindegebiete. 
Der Sohn, welcher ſchon einen ſelbſtſtändigen Erwerb hat, 
kann in dieſem Sinne nicht mehr als Angehöriger gelten. 

Mit dem Beſchluſſe des Gemeindeausſchuſſes in P. vom 19. Sep⸗ 
tember 1884 wurde die in P. wohnhafte Roſalia B. auf Grund des 
§ 11 der Gem.⸗Ordg. mit der ganzen Familie aus dem Gebiete der 
Stadt P. ausgewieſen, „weil ſie als Auswärtige in P. mit ihrer 
Familie nicht einen unbeſcholtenen Lebenswandel ſühre, indem ihr im 
Jahre 1861 geborener Sohn Julius B. ſchon mehrmals, zuletzt mit 
Urtheil des Kreisgerichtes in P. vom 22. Auguſt 1884 wegen Ver⸗ 
brechens des Diebſtahls zu zweiwochentlichem ſchweren Kerker verurtheilt 
worden ſei.“ 

Den von Roſalia B. gegen ihre Ausweiſung ergriffenen Berufungen 
wurde von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in P. mit Beſcheid vom 
31. October 1884, 3. 23.181, und von der k. k. Statthalterei mit der 
Entſcheidung ddo. 16. September 1885, 3. 66.237, keine Folge gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den Miniſterialrecurs 
der Roſalia B. unterm 6. März 1887 ad Nr. 3483 wie folgt entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem gegen die Entſcheidung der 
k. k. Statthalterei eingebrachten Recurſe der Roſalia B. Folge zu geben 
und unter Behebung dieſer Entſcheidung, ſowie des bezirkshauptmann⸗ 


ſchaftlichen Beſcheides vom 31. October 1884, Z. 23.181, die von der 


Gemeinde P. verfügte Ausweiſung der Roſalia B. aus dem Stadtgebiete 
von P. außer Kraft zu ſetzen, weil gegen die Perſon der Recurrentin 
ſelbſt kein Ausweiſungsgrund vorliegt und ihr allerdings wiederholt 
abgeſtrafter Sohn Julius nicht mehr als Angehöriger der Mutter im 
Sinne des § 11 der Gemeindeordnung für Böhmen angeſehen werden 
kann, indem derſelbe bereits zur Zeit des Ausweiſungserkenntniſſes der 
Gemeinde einen ſelbſtſtändigen Erwerb als Strazzenſammler hatte, ſeit⸗ 
her auch großjährig geworden iſt und nicht einmal im beſtändigen 
gemeinſchafklichen Haushalte mit der Mutter lebt, demnach bei Roſalia B. 
die Vorausſetzungen des $ 11 der Gemeindeordnung zur Ausweiſung 
aus der Gemeinde nicht zutreffen.“ r. 


Streit wegen Beiſteuer der Gemeinde Trieſt zur Erhaltung der 
dortigen k. k. Handelsakademie. 
Bei Löſung der Frage, ob zur Entſcheidung über eine geltend ge⸗ 
machte Forderung der ordentliche Richter oder die Verwaltungs⸗ 
behörde zuftändig fei, ift, abgeſehen von der Natur des Streits 
gegenſtandes, die Competenz des Gerichtes anzunehmen, ſobald 
die klagweiſe erhobene Forderung von einem Privatrechtstitel 
abhängt. 

In der Rechtsſache der k. k. Finanzprocuratur für die Handels⸗ 
akademie in T. gegen die Gemeinde T. wegen Anerkennung der Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinden zur Beiſteuer von jährlichen 4777 fl. und 
Zahlung weiterer 13.138 fl. erhob die beklagte Gemeinde T. die Ein⸗ 
wendung der Incompetenz, indem ſie behauptete, es handle ſich vor⸗ 
liegendenfalls um eine Beifteuer zum Schulfonde, zu welcher die Ge⸗ 
meinde nicht auſ Grundlage eines civilrechtlichen Titels verpflichtet ſei, 
daß der Streitgegenſtand daher der Entſcheidung der Verwaltungsbehörde 
unterliege. 

Vom k. k. Landesgerichte in T. wurde mittelſt Urtheiles vom 
24. Juni 1885, 3. 63/4573, die Einwendung der Gerichtsunzu⸗ 
ſtändigkeit verworfen und die Gemeinde T. zum Gerichtskoſtenerſatze 
verurtheilt aus folgenden Grün den: 

Es ſteht außer Zweifel, daß, john. es ſich handelt, über ſolche 
Verpflichtungen zu Beiträgen für die Erhaltung der öffentlichen Schulen 
zu entſcheiden, welche aus den das Unterrichtsweſen regelnden Vorſchriften 
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abgeleitet ſind, dieſe Entſcheidungen den Verwaltungsbehörden zugewieſen 
find, welchen es zuſteht, die bezüglichen Vorſchriften in Ausführung zu 
bringen. Ebenſo iſt es unzweifelhaft, daß, wenn die Forderung auf eine 
beſtimmte Beiſteuer zu dem erwähnten Zwecke ſich nicht auf die vor⸗ 
beſagten Vorſchriften ſtützt und man ſie davon unabhängig aus Verhält⸗ 
niſſen civilrechtlicher Natur abgeleitet wiſſen will, nämlich aus ſtill⸗ 
ſchweigend oder ausdrücklich zur Zeit der Gründung einer beſtimmten 
öffentlichen Unterrichtsanſtalt eingegangenen Verbindlichkeiten, die Ent⸗ 
ſcheidung den Civilgerichten zufteht, da es fi dann um Verhältniſſe 
des Privatrechtes handelt, wenn gleich ſich dieſelben auf Schulzwecke 
beziehen. Derartig erſcheint die vom Aerar geltend gemachte Forderung 
auf Zahlung einer jährlichen Beiſteuer von 4777 fl., wozu die Gemeinde 
T. nicht kraft der Schulgeſetze verpflichtet iſt, ſondern auf Grund der 
Thatſache, daß die Gemeinde ſich zu dieſer Beiſteuer für die Zeitdauer 
von 60 Jahren herbeigelaſſen hat, ſomit auf Grundlage einer ſtillſchweigend 
anerkannten Verpflichtung und eines vom Aerar ausgeübten und im 
Sinne der SS 313, 311 a. b. G. B. und über die Erſtitzungszeit hinaus 
beſeſſenen Rechtes, wodurch die Forderung alſo auf einen Privatrechtstitel 
gegründet und die Entſcheidung darüber in den Wirkungskreis des Landes⸗ 
gerichtes gerückt iſt. 

Ueber Appellation der Gemeinde T. beſtätigte das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in T. mit Entſcheidung vom 4. December 1885, Z. 4187, 

ds erſtrichterliche Urtheil aus nachſtehenden Gründen: 
Die Beſchwerdeſührerin gab ſelbſt zu, daß die zwiſchen ihr und der 
Regierung entſtandene Streitfrage, obwohl ſie eine Beitragsleiſtung zur 
Erhaltung der Schule betreffe, der Entſcheidung der Gerichtsbehörde 
anheimfallen würde, wenn fie aus einem Privatrechtstitel entſpringe. 
Nun hat die Klagspartei eine Forderung auf Grund eines Privatrechts⸗ 
titels und deren Erwerb vermittelſt der Erſitzung ausdrücklich behauptet; 
die beklagte Gemeinde hätte zur Unterſtützung der von ihr erhobenen 
Einwendung der Unzuſtändigkeit des Gerichtes wegen der Natur des 
| Streitgegenſtandes nachweiſen ſollen, daß die geltend gemachte Forderung 
ſich auf eine das öffentliche Unterrichtsweſen regelnde und die Handels⸗ 
akademie betreffende Vorſchriſt gründe und ſich nicht mit dem einfachen 
Hinweiſe begnügen ſolleu, daß es ſich im vorliegenden Falle um eine 
Beitragsleiſtung zu Unterrichtszwecken handle und daß, nachdem das Unter⸗ 
richtsweſen durch Geſetze adminiſtrativen Charakters geregelt werde, die 
gegenwärtige Streitſache nicht von der Gerichtsbehörde verhandelt und 
entſchieden werden könne; denn, da in den politiſchen Vorſchriften über 
Schulangelegenheiten eine Norm, welche die Verpflichtung der Gemeinde 
zur Erhaltung der Handelsakademie zum Gegenſtande hätte, nicht vor⸗ 
kommt, ſo muß angenommen werden, daß die mittelſt der Klage geltend 
gemachte Forderung ſich auf einen Privatrechtstitel ſtützt. Mit Unrecht 
wird denn auch von Seite der beklagten Gemeinde, ſich auf den Gruudſatz 
geſtützt, daß durch den bloßen Verlauf der in dem Civilgeſetze beſtimmten 
Erſitzungszeit die Thatſachen und Berechtigungen ihre urſprüngliche Natur 
nicht wechſeln und nicht in einen Privatrechtstitel verwandelt werden 
können, was urſprünglich verwaltungsrechtlicher Natur war, da, wie er⸗ 
wähnt, weder urſprünglich noch im Verlaufe der Zeit ein Schulgeſetz 
beſtanden hat, welches die in der Klage geltend gemachte Leiſtung der 
Gemeinde beſtimmt und geregelt hätte. Da alſo die Klage offenbar auf 
einem privatrechtlichen Titel beruht, ſo erſcheint das die Einwendung 
der Unzuſtändigkeit verwerfende Urtheil der erſten Inſtauz gerechtfertigt 
und mußte die von der Gemeinde eingelegte Beſchwerde abgewieſen 
werden. 

Auch die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde der Gemeinde wurde 
von dem k. k. oberſten Gerichtshofe mit Entſcheidung vom 14. April 
1886, 3. 4113, verworfen aus nachſtehenden Gründen: 

In der Frage über die Zuſtändigkeit handelt es ſich nur allein, zu 
erkennen, welcher Behörde die Entſcheidung in Betreff der vom Kläger 
geltend gemachten Forderung zukomme und da aus den Thatumſtänden, 
aus welchen die Forderung abgeleitet wird, ein privatrechtlicher Titel 
hervorgeht, ſo muß die Zuſtändigkeit der Gerichtsbehörde anerkannt 
werden, ſobald nicht aus beſonderen geſetzlichen Vorſchriften eine Ausnahme 
feſtſteht. Das Begehren um Entſcheidung, die Gemeinde Trieſt ſei ver⸗ 
pflichtet, dem k. k. Aerar ſür die k. k. Handelsakademie in T. eine 
jährliche Unterſtützungsbeiſteuer von 4777 fl. zu leiſten, wird auf die 
Behauptung geſtützt, Beklagte habe den erwähnten Beitrag regelmäßig 
vom Jahre 1818 bis zum Jahre 1878 alſo durch einen die Erſitzungs⸗ 

| seit weit überſteigenden Zeitraum geleiſtet. Die Klage betrifft alſo nicht 
eine Forderung, auf welche die im Unterrichts⸗ und Erziehungsweſen er⸗ 
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laſſenen Geſetze ſich beziehen, noch beſteht eine beſondere Vorſchrift, auf Vier unadjutirte Evidenzhaltungselevenſtellen im Bereiche der k. k. Finanz⸗ 
; 5 f 5 j Landesdirection in Böhmen, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 118.) 

10 7 915 Leiſtung 10 Bei e. Der e Nee [ Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der niederöſterr. 
ein Verhältniß öffentlichen Rechtes zum egenſtand, eine aus einem Finanz ⸗Landesdirection, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 

ſolchen Verhältniſſe hervorgehende Verpflichtung der Gemeinde zur Grund⸗ Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe, bis Mitte Juni. 
lage. Der behauptete Erwerbstitel! fällt vielmehr in die Sphäre des (Amtsbl. Nr. 122.) 8 

Privatrechtes und der Rechtsſtreit gehört daher nicht zum Wirkungskreiſe me — - 
der Verwaltungsbehörde, deſſen Entſcheidung ift vielmehr der Gerichts | Manz’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 


behörde unterſtellt. Ger.⸗H. Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Die freundliche Aufnahme und weite Verbreitung, welche die 
vor wenigen Jahren von uns veranstaltete 


dammlung von Nieder-Desterreichischen Landesgesetzen 


in den interessirenden Kreisen gefunden hat, lässt den öfter und 
allgemein von competenter Seite zum Ausdrucke gebrachten Wunsch, 
dieselben 

in einer neuen, stark erweiterten Auflage 
den P. T. Verwaltungs- und Gemeindeorganen zur Verfügung zu 
stellen, nunmehr in Erfüllung gehen. 


Es ist uns gelungen, die freundliche Bethätigung des Herrn 


Paul Freiherrn von Hock, 
d. Z. k. k. Bezirkscommissär in Wr.-Neustadt, 
für jenen Zweck zu gewinnen, welcher die neue Sammlung nach 
seinen praktischen Erfahrungen geordnet und gesichtet hat. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


LIV. Stück. Ausgeg. am 15. December. — 171. Geſetz vom 14. Auguſt 1886, 
betreffend die Abänderung des 8 28 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. 
Nr. 35) über die Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten. — 172. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Handels und des Acker⸗ 
baues vom 8. December 1886, durch welche die Beſtimmungen der Durch⸗ 
führungsverordnung vom 12. April 1880 (R. G. Bl. Nr. 36), und zwar zu 
den 88 18, 26 und 28 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880 
(R. G. Bl. Nr. 35) abgeändert werden und die Miniſterialverordnung vom 
19. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 35) aufgehoben wird. — 173. Verordnung der 
Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Handels und des Ackerbaues vom 
8. December 1886, durch welche die Beftimmungen der Durchführungsverordnung 
vom 7. Auguſt 1879 (R. G. Bl. Nr. 109) zum 8 8 des Geſetzes vom 19. Juli 1879 
(R. G. Bl. Nr. 108), betreffend die Verpflichtung der Desinfection bei Vieh⸗ 
transporten auf Eiſenbahnen und Schiffen, abgeändert werden. 


LV. Stück. Ausgeg. am 17. December. — 174. Verordnung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 26. November 1886, betreffend die Arzneitaxe für 
das Jahr 1887. — 175. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 9. Decem⸗ 
ber 1886, womit der Eindruck des Stempelzeichens zu 1 kr. und zu 5 kr. auf 
Rechnungsblanquetten geſtattet wird. 

LVI. Stück. Ausgeg. am 24. December. — 176. Conceſſionsurkunde vom 
12. October 1886 für die Localbahn a) von Traismauer, eventuell Herzogen⸗ 
burg nach Krems; b) von einem Punkte des Absdorf⸗Kremſer Flügels nach 
Sigmundsherberg. — 177. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 13. De⸗ 
cember 1886, betreffend die Außerkraftſetzung der Beſtimmungen im § 2 der 
Allerhöchſten Conceſſionsurkunde vom 12. Mai 1884 (R. G. Bl. Nr. 104) für 
die Localbahn St. Pölten — Tulln. — 178. Kundmachung des Finanzminiſteriums 
vom 11. December 1886, betreffend die Umwandlung mehrerer Nebenzollämter 


Dieselbe erscheint unter dem Titel: 


Nieder- Oesterreichische Landesgesetze. 
Band I. 
Landesverfassungsgesetze. 


(Landesorduung und Laudtagswahlordnuns.) 


K. Verordnung über die Kundmachung und den Beginn der verbindenden Kraft 
der Landesgesetze. Wahlordnung für die nied.-österr. Handels- u. Gewerbekammer. 


Zur Cultusverfassung der Israeliten. 
Gemeindeordnung und Gemeindestatute von Wien, Wr.-Neustadt 
und Waidhofen a. d. Ybbs. Gemeindeaufnahmsgebühren. 
Umfang 16 Bogen. Preis broschirt 1 fl. 
Band II. 


Wasserrechts-, Strassen-, Ban- und Fenerpolizei-Vorschriften. 


Umfang 26 Bogen. Preis broschirt 1 fl. 50 kr. 
Band III. 


Liandesenltur-Vorschriften. Schulgesetze. Sanitäre Vorschriften. 


= 9 e ee e eee 12 Wan den Steer, Gesetze betr. die Armenpflege und Wohlthätigkeits-Anstalten, 
miniſteriums vom 14. December 1886, betreffend die auf dem Transporte Biene elfte 
eintretenden Umleerungen des behufs Ausfuhr über die Zolllinie aus der 8 * 8 


E sſtätte ſteuerfrei hinweggebrachten Mineralöles, ſowie Abänderungen E 
rzeugungsſtätte , Su ; 2 : . 0 
des 8 17 B der Vollzugsvorſchrift zum Mineralölſteuergeſeze. — 180. Erlaß Preis sämmtlicher drei Bände broschirt 5 fl., in 2 starken Leinen- 


des Finanzminiſteriums vom 19. December 1886, betreffend die Gewährung der ech gebunden oe 5 ! 
Steuerrückvergütung für den zur Erzeugung von Glycerinjeife verwendeten Jeder der drei Bände wird zu den beigesetzten Preisen 
Spiritus. broschirt einzeln abgegeben. 


N Ausserdem lassen wir zur bequemen Benützung Band I und II 
zusammen in einen starken Leinenband zum Preise von 3 fl. und 


Perſonalien. ebenfalls Band III in gleicher Weise zum Preise von 3 fl. binden und 
Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Johann Kal ina und Franz | halten dieselben auch so zur geneigten Bestellung bestens empfohlen. 
Hennevegl Edlen von Ebenburg zu Oberfinanzräthen der Finanz⸗Landes⸗ Ausgenommen einige, kaum für die Verwaltung von Belang 
direction in Prag ernannt. erscheinende Bestimmungen sind fast alle für den Bereich des Kron- 
Der Finanzminiſter hat den Adjuncten bei der Staatsſchuldencaſſe Franz andes Niederösterreich gegebenen und in Kraft befindlichen Gesetze 
Sabratzky zum Hauptcaſſier daſelbſt ernannt. 2 N i 5 ; 

\ We ! ö und Verordnungen textlich genau dieser Sammlung einverleibt, so 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Oswald Rieder zum Steuer⸗ A be h N 5 3 
Oberinſpector der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. dass dieselbe dadurch ein unentbehrliches Handbuch für alle an 


Der Ackerbauminiſter hat den Vorſtand der k. k. Schwefelſäure⸗Fabriks⸗ der Gemeindeverwaltung betheiligten Herren werden wird und 
verwaltung in Unter-Heiligenftadt Quirin Neumann zum Hauptcaſſier der auch darnach gewiss in keiner Kanzlei der Bürgermeisterämter 
Bergdirection in Brüx und den Haupteaſſier dieſer Bergdirection Wilhelm fehlen dürfte. 

Möller zum Vorſtande der genannten Schwefelſäure⸗Fabriksverwaltung ernannt. Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen 


Buchhandlungen. 
Erledigungen. Siem fir die P. T. 15 Gen der Beiffärift fommt 
5 f N * tezu für die P. 2. onnenten der Zeitſchri amm 
Bezirks t Sftell der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell Statt⸗ N 3 4 
gaftesifertäreketlen Fe een nroseiafe in Mähren, bis 10. Juni. den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
(Amtsbl. Nr. 117.) Bogen 1 und 2 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


